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Vier Wochen nach der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen haben sich die Spitzen von CDU und 
FDP auf die Bildung einer schwarz-gelben Regierung geeinigt. Das sagten die Landesvorsitzenden 
Armin Laschet (CDU) und Christian Lindner (FDP) am Dienstagabend der Deutschen Presse-
Agentur in Düsseldorf. 

CDU und FDP hatten am Dienstag in Düsseldorf an den letzten Kapiteln ihres Koalitionsvertrags 
gearbeitet. Die Verhandlungsführer und Landesparteichefs, Armin Laschet (CDU) und Christian 
Lindner (FDP), wollen den Vertrag am Freitag vorstellen. Laschet will sich am 27. Juni im Landtag 
zum neuen Ministerpräsidenten wählen lassen. 

Zuvor müssen aber die Mitglieder der FDP und ein CDU-Landesparteitag dem ausgehandelten Ver-
trag zustimmen. Am Dienstag präsentierten Lindner und Löttgen neue Beschlüsse. 

Kommunen: Die Kommunen sollen finanziell entlastet werden – unter anderem durch einen nied-
rigeren Anteil am Unterhaltsvorschuss. Die Zuweisungsschlüssel im Gemeindefinanzierungsgesetz 
für kleine und große Kommunen („Einwohnerveredelung“) werden auf den Prüfstand gestellt. 

Kommunal-Soli: Die von Rot-Grün eingeführte Solidarumlage finanzstärkerer Kommunen zuguns-
ten der schwächsten soll 2018 ersatzlos gestrichen werden. In diesem Jahr lag der Beitrag bei rund 
91 Millionen Euro. Er soll künftig aus dem Landeshaushalt finanziert werden. „Keine Kommune 
wird durch den Wegfall des Kommunal-Soli schlechter gestellt“, versicherte Lindner. 

Steuern: Bei der Grunderwerbsteuer möchten CDU und FDP beim Kauf selbst genutzter Immobi-
lien einen Freibetrag von 250 000 Euro pro Erwachsenem sowie einen noch nicht bezifferten Frei-
betrag für Kinder einführen. Dies ist aber nur über eine erfolgreiche Bundesratsinitiative möglich. 
Als Gegenfinanzierung schlagen die Verhandlungspartner ein Verbot sogenannter Share Deals vor. 
Großinvestoren müssen derzeit unter bestimmten Voraussetzungen keine Grunderwerbsteuern 
zahlen. Außerdem wollen die angehenden Koalitionäre in NRW die Spirale stetig ansteigender 
Grund- und Gewerbesteuern durch Einfrieren der Hebesätze des Landes bremsen, ohne die Auto-
nomie der Kommunen zu beschneiden. 
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Windkraft: Der Bau von Windkraftanlagen soll in NRW stark eingeschränkt werden. Windräder 
müssen nach dem Willen von CDU und FDP künftig einen Mindestabstand von 1500 Metern zu 
Wohngebieten einhalten. „Wir werden in Nordrhein-Westfalen die restriktivste Regelung haben“, 
betonte Linder. Dadurch werde die für Windräder zur Verfügung stehende Fläche um rund 80 Pro-
zent reduziert. Für bereits genehmigte, aber noch nicht gebaute Windräder soll der neue Mindest-
abstand nicht gelten. Derzeit gibt es keine fixe Abstandsgrenze. Das Sonderbaurecht im Wald soll 
aufgehoben werden. 

Ladenöffnung: Die Anzahl der möglichen verkaufsoffenen Sonntage soll von vier auf acht verdop-
pelt werden. Das Ladenöffnungsgesetz soll rechtssicherer werden. In den vergangenen Jahren gab 
es eine Vielzahl von Gewerkschaftsklagen und viel Ärger in den Kommunen. 

Sparkurs: Wo konkret gespart werden soll, um zusätzliche Ausgaben der neuen Regierung zu fi-
nanzieren, ist offen. „Dieses Jahr gibt es Unwägbarkeiten und Risiken im Landeshaushalt“, sagte 
Löttgen. Die neue Regierung müsse erst einen Kassensturz machen. Einsparungen erhoffen sich 
CDU und FDP aber durch Entbürokratisierung. Die gesamte Landesverwaltung soll auf den Prüf-
stand und mithilfe digitaler Technik moderner, schlanker, bürger- und wirtschaftsfreundlicher 
werden. Der staatliche Aufgabenkatalog soll entrümpelt werden. Möglich sei auch ein ressort-
übergreifendes Sparziel, um neue Vorhaben zu finanzieren, sagte Lindner. 
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